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Drucksache 3342 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 29. März 1957 


Abschrift 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 174. Sitzung 
am 29. März 1957 beschlossen hat, dem vom Deutschen Bundestage 
am 14. März 1957 verabschiedeten 

Zweiten Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues im 
Kohlenbergbau 

- Drucksachen 2356, 3204, zu 3204 - 

gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes zuzustimmen. 

Ferner hat der Bundesrat die in der Anlage wiedergegebene Ent- 
schließung gefaßt. 

gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 29. März 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 15. März 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 


bitte wenden 



Anlage 


Entschließung 


1. Mit dem 31. Dezember 1959 endet die Erhebung der Kohlen- 
abgabe endgültig. 

Sollte zu diesem Zeitpunkt noch ein weiterer Bedarf an Berg- 
arbeiterwohnungen bestehen, so ist er im Rahmen der allgemeinen 
Wohnungsbauförderungsprogramme der Länder, in denen Kohlen- 
bergbau betrieben wird, zu befriedigen. 

2. Bei der Verteilung der Bundesmittel für den Wohnungsbau soll 
der Bundesminister für Wohnungsbau gemäß § 18 Abs. 1 und 
§ 19 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes eine überdurchschnittliche 
Verringerung des Wohnraumfehlbestandes, die in einzelnen Län- 
dern durch die zusätzliche Verwendung der Kohlenabgabemittel 
eintritt, berücksichtigen. 
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